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Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Spitzmüller, 
Reichmann, Dr. Effertz, Geldner, Ertl, Logemann, 
Wächter und Genossen 
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Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten beantworte ich die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt: 

Zu 1. 

Die besonderen Wirtschafts- und Strukturbedingungen der 
Landwirtschaft waren bereits bisher Anlaß für den Gesetz- 
geber, besondere soziale Vorschriften für die Landwirtschaft 
zu schaffen. Das Dritte Buch der Reichsversicherungsordnung 
enthält in seinem Dritten Teil Sondervorschriften über die 
landwirtschaftliche Unfallversicherung? das Gesetz über eine 
Altershilfe für Landwirte (GAL) bezieht sich allein auf in der 
Landwirtschaft selbständig Erwerbstätige und einen Teil der in 
der Landwirtschaft mitarbeitenden Familienangehörigen, Sowohl 
die Abgrenzung des betroffenen Personenkreises als auch die 
organisatorische Gestaltung dieser Sicherungseinrichtungen be- 
ruhen auf berufsständischer Grundlage. Die Bundesregierung 
hält diese besonderen Vorschriften für in der Landwirtschaft 
selbständig Erwerbstätige nach wie vor für gerechtfertigt und 
notwendig. Sie ist andererseits jedoch nicht der Auffassung, 
daß die Sicherung für den Fall des Alters und der Invalidität 
sowie zugunsten der Hinterbliebenen der in der Landwirtschaft 
tätigen Arbeitnehmer einer Sonderregelung unterworfen wer- 
den sollte. Diese erscheint vielmehr im Rahmen der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen befriedigend geregelt; etwaige 
Änderungen von Rechtsvorschriften sollten sich wegen der 
Gleichstellung landwirtschaftlicher Arbeitnehmer mit den übri- 
gen Arbeitnehmern sowie auch wegen der Fluktuation zwi- 
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sehen landwirtschaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen Tätig- 
keiten stets auf die Gesamtheit aller Arbeitnehmer beziehen. 

Die gleichen Grundsätze dürften für den Bereich der Sicherung 
gegen Krankheit zu gelten haben. Die landwirtschaftlichen 
Arbeitnehmer - und die selbständigen Landwirte, soweit sie 
das Recht zur freiwilligen Versicherung haben - sind in das 
allgemeine System der gesetzlichen Krankenversicherung ein- 
bezogen, wobei gewisse Sonderregelungen in organisatorischer 
Hinsicht bestehen. Von der Möglichkeit der Errichtung neuer 
Landkrankenkassen kann z. Z. wegen entgegenstehender lan- 
desrechtlicher Vorschriften in Teilen des Bundesgebietes aller- 
dings kein Gebrauch gemacht werden. Es wird geprüft, ob ein 
Ausbau des Krankenversicherungsschutzes für Selbständige in 
der Landwirtschaft erforderlich ist. In Anlehnung an bereits 
bestehende berufsständische Träger der sozialen Sicherung der 
Landwirtschaft könnte auch hier eine Berücksichtigung des 
spezifischen Sicherungsbedürfnisses der selbständigen Land- 
wirte und ihrer Familienangehörigen erreicht werden. 

Zu 2. 

Die bereits genannten Sondervorschriften für die in der 
Landwirtschaft Erwerbstätigen weichen in der Beitrags- und 
Leistungsgestaltung teilweise von dem übrigen Sozialversiche- 
rungsrecht ab. Dies gilt im besonderen Maße für das GAL, in 
geringerem Maße auch für die Vorschriften über die landwirt- 
schaftliche Unfallversicherung. Wenn ein Ausbau des Kranken- 
versicherungsschutzes für selbständige Landwirte in Betracht 
gezogen würde, so wäre auch hier zu prüfen, ob dabei in jeder 
Beziehung die Maßstäbe des geltenden Rechts zugrunde gelegt 
werden können. Hinsichtlich der Beitragsgestaltung wird auf 
die Einkommensverhältnisse insbesondere der bäuerlichen 
Familienbetriebe Rücksicht genommen werden müssen. Bei der 
Leistungsgestaltung wird es in erster Linie auf die Sicher- 
stellung einer ausreichenden Behandlung im Krankheitsfalle 
ankommen. 

Zu 3. 

In der Landwirtschaft tätige Arbeitnehmer unterliegen der 
Krankenversicherungspflicht, Angestellte, soweit ihr Einkom- 
men nicht die Versicherungspflichtgrenze übersteigt. Uber den 
Umfang, in dem Selbständige und ihre mithelfenden Familien- 
angehörigen krankenversidiert sind, können z. Zt. noch keine 
Angaben gemacht werden. Bekannt ist, daß ein erheblicher 
Teil der landwirtschaftlichen Bevölkerung von dem Recht 
der freiwilligen Versicherung in der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung Gebrauch gemacht hat. Ein anderer Teil hat Privat- 
versicherungsverträge abgeschlossen. Die Bundesregierung ist 
gegenwärtig bemüht, durch Förderung von Forschungsvorhaben 
Grundlagen für die Beantwortung der Frage zu gewinnen, 
welcher Personenkreis keinerlei Versicherungsschutz genießt 
und bei welchem Personenkreis der vorhandene Versicherungs- 
schutz als unzureichend angesehen werden muß. 
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Zu 4. 

Der Einsatz von Betriebshelfern im Falle des Arbeitsunfalles 
und der Durchführung von Maßnahmen zur Erhaltung, Besse- 
rung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit nach Maß- 
gabe des GAL ist weitgehend dadurch koordiniert, daß die in 
Betracht kommenden Träger - landwirtschaftliche Alterskassen 
und landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften - organisato- 
risch eine Einheit bilden und von den gleichen Organen ver- 
waltet werden. Für den Einsatz von Betriebshelfern im Falle 
der Krankheit besteht bisher keine gesetzliche Grundlage. In 
der Erwägung, daß ein Krankenversicherungsschutz für bäuer- 
liche Familien unvollkommen wäre, wenn er nicht auch in 
besonderen Fällen die Möglichkeit des Einsatzes von Betriebs- 
helfern mit umfassen würde, wird zu prüfen sein, ob die 
Koordinierung des Betriebshelfereinsatzes durch Anlehnung an 
bestehende Einrichtungen der sozialen Sicherung in der Land- 
wirtschaft oder in anderer Weise erfolgen kann. 

Zu 5. 

Ein einheitliches Sozialversicherungsrecht für die in der Land- 
wirtschaft tätigen Personen ist wegen der unterschiedlichen 
Systeme in den Mitgliedstaaten der EWG praktisch nicht mög- 
lich. Auch im EWG-Vertrag ist nur von einer „Angleichung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeitskräfte" durch 
die Mitgliedstaaten und von dem „eine Abstimmung der Sozialord- 
nungen begünstigenden Wirken des gemeinsamen Marktes" 
die Rede, nicht von einer Vereinheitlichung. Dies bedeutet, daß 
die Gestaltung des Sozialversicherungsrechts für die in der 
Landwirtschaft tätigen Personen sich vorrangig nach den inner- 
staatlichen Notwendigkeiten und Möglichkeiten richten sollte, 
wobei allerdings auf die Entwicklung des Sozialrechts in den 
anderen Vertragsstaaten gebührend Rücksicht zu nehmen sein 
wird. 


Hans Katzer 



